
 

Sehr geehrte Frau Mast, 

 

 

In turbulenten Zeiten blicken wir als junge Menschen sowohl besorgt als auch erwartungsvoll in 

unsere Zukunft. Wir sind zwei politisch interessierte Lernende des Hebel-Gymnasiums aus Ihrem 

Wahlkreis Pforzheim-Enzkreis und wenden uns an Sie, da wir weiterhin unsere Interessen in der 

Politik nicht immer vertreten sehen. Kinder und Jugendliche werden politisch kaum repräsentiert 

und so fallen ihre Wünsche und Bedürfnisse oft unter den Tisch. Zu den Themen, die uns dabei auch 

aufgrund persönlicher Bezüge besonders unter den Nägeln brennen, haben wir dementsprechend 

einige Fragen an Sie, unter anderem bezüglich Ihrer Wahlversprechen für die derzeitige 

Legislaturperiode und Ihrem neuen Entwurf zum Wahlprogramm für die kommende Bundestagswahl 

am 23. Februar. Zu unseren Interessenfeldern gehören in diesem Brief die Bereiche Bildungs-, sowie 

Sozialpolitik. 

 

Während der Legislatur der Ampel-Koalition wurden viele Maßnahmen für junge Menschen 

versprochen und im Koalitionsvertrag festgelegt, jedoch oft nicht wie geplant umgesetzt.  

Eines der zentralen Pläne der Koalition, um Kinderarmut zu bekämpfen, war die 

Kindergrundsicherung. Das Konzept dieser Kindergrundsicherung hatte die SPD sowohl in ihrem 

Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2021 vorgeschlagen (vgl. S.29) als auch im Koalitionsvertrag 

(vgl. S. 78) festgelegt. Letzten Endes ist aus diesem Vorhaben in dieser Form nichts geworden. Vor 

allem nach dem Ampel-Aus ist die Umsetzung dieser Maßnahme in weite Ferne gerückt. Stattdessen 

gab es eine leichte Erhöhung des Kindergeldes um 5 Euro. Dass es nun immer noch keine 

bürokratische Entlastung für armutsgefährdete Familien gibt, was das Hauptziel der 

Kindergrundsicherung war, ist frustrierend. Dabei wäre das besonders für solche Familien wichtig, 

die keine Kapazitäten haben, zahlreiche Anträge an verschiedene Behörden zu stellen, um soziale 

Leistungen zu bekommen, die ihnen ohnehin zustehen. Unabhängig davon ist aber auch fraglich, ob 

eine alleinige Entbürokratisierung aktiv Kinderarmut bekämpft. Bezogen auf die steigenden Preise 

bei beispielsweise Lebensmitteln wären höhere soziale Leistungen für benachteiligte Familien 

essenziell. Das Scheitern dieses Vorhabens stellt für uns eine Enttäuschung dar. 

In Bezug auf diese Kindergrundsicherung, eines Ihrer größeren angestrebten Projekte dieser 

Legislaturperiode, möchten wir Ihnen darüber hinaus ein paar Fragen stellen, da sich diese 

Wunschmaßnahme erneut in Ihrem Entwurf zum Wahlprogramm befindet. Wir stellen uns nun 

hierbei vor allem die Frage, auch in Bezug auf die erwähnten Kritikpunkte über die gescheiterte 

Umsetzung der Kindergrundsicherung, welche Schlüsse Sie ziehen wollen. Darüber hinaus, welche 

Relevanz sie infolgedessen für diese Maßnahme sehen, und wie viel Arbeit Sie demnach in dieses 

Projekt zukünftig investieren wollen. Diesbezüglich bleibt für uns ebenfalls offen, ob Sie bereits 

konkretere Pläne zu einer effektiveren Umsetzung haben, falls Sie wieder eine Regierungspartei sein 

sollten. 

  

Ein anderes angestrebtes Vorhaben der Ampel-Koalition war ein “grundlegend reformierte[s] 

BAföG” (vgl. S. 74 Koalitionsvertrag). Davon ist wenig zu spüren. Konkret umgesetzt wurden unter 

anderem eine Studienstarthilfe von 1000€ für Studierende mit Sozialleistungsbezug, eine Erhöhung 

des Förderungshöchstbetrages und die Einführung eines sogenannten Flexibilitätssemesters. Die 

Reform der Ampel-Koalition ist aus unserer Sicht ein wichtiger Schritt, um mehr 

Bildungschancengleichheit herzustellen, aber stellt keine grundlegende Veränderung des bisherigen 



 

Systems dar. Die bürokratischen Hürden sind immer noch zu hoch, und der Förderungssatz reicht oft 

für bedürftige Studierende nicht aus, um sich ihr Leben und ihre Bildung zu finanzieren. Studierende 

sind entweder auf ausreichende Unterstützung ihrer Eltern oder auf parallele Berufstätigkeit 

angewiesen. Da wir als diesjährige Abiturienten selbst bald auf BAföG angewiesen sein könnten, 

frustriert uns, wie wenig sich die Politik um Studierende und Auszubildende kümmert. 

Weiterführend möchten wir auch zu diesem Feld der Bildungspolitik Ihrer Partei ein paar Fragen 

stellen, eben weil das BAföG ebenso im Entwurf der SPD zum Wahlprogramm zu finden ist. Unser 

Interesse an diesen Fragen beruht darauf, dass wir bald zur Zielgruppe gehören könnten, 

andererseits aber auch darauf, dass laut statistischem Bundesamt gut ein Drittel der Studierenden in 

Deutschland armutsgefährdet ist. Sie erwähnen in Ihrem Entwurf, dass Sie deshalb das BAföG an die 

Lebenshaltungskosten anpassen wollen. Uns interessiert jedoch auch, inwiefern Sie für ein Minimum 

sorgen wollen, welches nicht unterschritten werden darf, um eine generelle Armutsgefährdung der 

Studierenden zu verhindern und ob es nicht sinnvoller wäre, dieses Minimum an die Inflation und 

andere Indikatoren anzupassen. 

Was uns darüber hinaus interessiert, ist die von Ihnen geplante Digitalisierung des BAföG, die Sie 

zusätzlich mit einer Vereinfachung in Einklang setzen wollen. Wir fragen uns dabei besonders, was 

genau mit einer Vereinfachung gemeint ist. Denn uns ist aufgefallen, dass insbesondere in der 

Beantragung dieser Fördermaßnahme unnötige Hürden vorhanden sind. Hürden, zu denen z.B. der 

Nachweis eines möglichen Einkommens jüngerer, noch schulpflichtiger Geschwister dazugehört. 

Kurz gesagt, interessiert es uns, ob Sie bereits konkretere Ideen zu einem generellen 

Bürokratieabbau haben. 

 

Mit diesen Sätzen endet unser Brief an Sie. Wir beide hoffen sehr, dass Sie uns zielführende 

Antworten geben werden, um unseren Sorgen als junge Menschen in diesen doch ziemlich polaren 

Zeiten entgegenzukommen. Für Ihre Antwort bedanken wir uns im Voraus. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Lia-Nicole Hornstein und Jiayuan Lu 

(Klasse 12) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 



 



 

 


